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20 Jahre Jugendberufshilfe in Berlin

Vorweg:

Die Geschichte der JBH der letzten 20 Jahre in Berlin ist eine Geschichte der ständigen Verteidigung ihres besonderen – wie ich finde - unersetzbaren Profils und gesetzlichen Auftrags.

Das gesetzliche Profil der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII hat viele Facetten und ist offen für besondere Arbeitsfelder wie die Straßensozialarbeit, die Mädchensozialarbeit, die Schulsozialarbeit und meint – wenn ich es auf Lebenslagen junger Menschen in Berlin beziehe - insbesondere
· die Verteidigung von Bedarfen marginalisierter junger Menschen,

· die Verteidigung von sozialpädagogisch geprägten Angeboten zur Förderung der sozialen Integration, nicht nur im klassischen Sinne von schulischen und beruflichen Perspektiven hilfebedürftiger junger Menschen,

· die Verteidigung des Rechtes junger Menschen auf Selbstbestimmung, persönlichen Entwicklungsschritten nach eigenen Vorstellungen,  Mitgestaltung, Beschwerde,
· die Verteidigung von Angeboten niedrigschwelliger jugendhilfespezifischer Zugänge zu ansonsten kaum noch mit sozialpädagogischen Unterstützungen erreichbaren jungen Menschen, 

· die Verteidigung des Scheitern-dürfens junger Menschen ohne existenzgefährdenden Ausgrenzungsbedrohungen, aber mit Angeboten zu miteinander abgestimmten neuen Lernperspektiven,
· die Verteidigung einer sozialstaatlichen Jugendhilfe ohne Inbesitznahme und Dominanzen eines verhartzten Denkens durch SGB II/III (durch z.B. ehrenamtliches Engagement von KollegInnen im BRJ).
Mit diesen Umschreibungen der Rahmung regelmäßiger Unterstützungsbedarfe junger Menschen, die eben nicht von den üblichen schulischen, beruflichen und sonstigen Angeboten der Regelschule, des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes erreichbar waren, lässt sich zugleich ein Eindruck gewinnen vom wesentlichen Profil der Jugendsozialarbeit und dem, was Jugendberufshilfe für vielfach gescheiterte junge Menschen meint: Nämlich eigenständig den Lebensläufen und Brüchen dieser marginalisierten jungen Menschen zu folgen und mit ihnen Unterstützungsbedarfe zu formulieren und umzusetzen – das bietet kein anderes Sozialgesetz für solche junge Menschen (auch nicht das SGB XII).

Dagegen ist die Geschichte der JBH der letzten 20 Jahre in Berlin eine Geschichte ihrer schrittweisen jugendhilfebezogenen Demontage, ihres radikalen Abbaus an Angeboten nach § 13 SGB VIII, der beliebigen Aufrechterhaltung von Angeboten mit fragwürdig-verfestigtem Vorrang des SGB II/III/XII nach Ermessensauslegungen, beliebigen Vergaberichtlinien, die insbesondere die kleineren innovativen JBH-Anbieter in Berlin rauskegeln (Kürzlich sagte eine Kollegin eines solchen Trägers zu mir: „Nach vielen Jahren des Engagements, uns geht die Puste aus“). Gleichzeitig wird der regelmäßig auf Fachtagen durch öffentliche Jugendhilfeträger der Anschein hochgehalten, man beachte den § 13 SGB VIII strukturell und in den Einzelbedarfen junger Menschen ausreichend und mache doch - insbesondere mit den kommenden Jugendberufsagenturen - ausreichend viel für die gesetzlichen Anliegen der Jugendhilfe.

Gemessen an dieser strukturellen Geschichte des Abbaus der JBH nach § 13 SGB VIII lohnt es sich auf einzelnen Auseinandersetzungen der letzten 20 Jahre zu schauen:

1. Um anekdotisch und zugleich exemplarisch zu beginnen: Mit gangway verbindet mich eine spannende Geschichte aus den 90ger Jahren, als es am Prenzlauer Berg noch das Trias-Projekt gab: Jugendberatung des Jugendamtes, berufsorientierende Beratung und gemeinnützige Jobbörse für dauerarbeitslose Jugendliche unter einem Dach. Alles aufgelöst, heute nicht mehr denkbar, wenn nicht das Jobcenter das Sagen hat, oder nur denkbar als öffentlich-rechtlich kontrollierte Einheitsbehörde einer „Jugendberufsagentur“: In Verbindung von dem Trias-Projekt und dem Team von gangway wurde der Wunsch einer Straßen-Clique Jugendlicher diskutiert, wie sich ihr Wunsch nach einem Tauchkurs realisieren lassen könnte (Was für eine Symbolik für eine Straßenclique: „abtauchen, auftauchen“ – wie passend). Das Jugendamt schlug „soziale Gruppenarbeit“ nach § 29 SGB VIII vor. Für eine solche Hilfe zur Erziehung hätten die Jugendlichen die Mitwirkung und Unterschrift ihrer Personensorgeberechtigten gebraucht und lehnten deshalb diese Art elterlich genehmigter Gruppenarbeit ab. Unser Vorschlag: „Sozialintegrative Gruppenarbeit“ nach § 13 Abs.1 SGB VIII, weil hier die jungen Menschen selbst die Leistungsberechtigten sind. Die Gruppe machte den Tauchkurs, einige auch mit Zertifikat, traf sich regelmäßig bei Trias und wollte anschließend weiterhin als Gruppe zusammenbleiben, sich wenigstens einmal in der Woche miteinander in einem Raum zum gemeinsamen Essen treffen.
2. Dieses besondere Konstrukt einer „sozialintegrativen Gruppenarbeit“ nach § 13 SGB VIII gab es Mitte der 90ger Jahre auch an zwei Grundschulen in Kreuzberg: Das eine Projekt befasste sich mit der Integration von Kindern mit Behinderung nach Unterrichtsschluss im Übergang von Schule zu Freizeit (das Stichwort damals war: „Integration darf nicht am Schultor enden“); das andere Projekt an einer Grundschule mit hohem Migrationsanteil befasste sich mit der Sprachförderung von den Kindern, deren Eltern muttersprachlich nicht Deutsch sprachen. Parallel gab es eine Auseinandersetzung um die Zuordnung von Projektfinanzierungen nach § 13 SGB VIII zu den Haushaltsbereichen A und Z bzw. rechtsanspruchsbezogenen Leistungsvereinbarungen oder Zuwendungsfinanzierung ohne Förderanspruch. Würde § 13 SGB VIII subjektive Rechtsansprüche begründen, so vermutete man damals, müssten weit mehr Projekte raus aus der unsicheren, nur jährlich gewährten Z-Finanzierung und mehr Planungssicherheit versprechende Leistungsvereinbarungen abschließen können. 
3. Wahrscheinlich deshalb haben Johannes Münder und ich dann von SenJug den Auftrag zu einem Rechtsgutachten erhalten, die Rechtsqualität des § 13 SGB VIII zu klären. Ergebnis: Junge Menschen mit sozialen Benachteiligungen oder individuellen Beeinträchtigungen haben bei einem erhöhten Unterstützungsbedarf einen subjektiven Anspruch auf sozialpädagogische Hilfen (Junge Menschen werden nicht abstrakt sondern konkretisierbar als sozial Benachteiligte mit einem erhöhten Unterstützungsbedarf nach sozialpädagogischen Hilfen in Abs.1 angesprochen). Allerdings ist zu bedenken, dass es hier um „harte Rechtsansprüche um weiche Leistungen“ geht wie Johannes Münder es mal formulierte und damit beliebige Auslegungsspielräume denkbar sind, die sich zwar gerichtlich prüfen lassen, aber wer macht das schon. Die Praxis der Mittelvergabe hat sich wie vom Ergebnis des Rechtsgutachtens nicht beeindrucken lassen: Es blieb damals bei einem hohen Niveau an außerbetrieblichen Ausbildungsangeboten für sozial benachteiligte junge Menschen nach § 13 Abs. 2 SGB VIII in Berlin mit einer vorgeschalteten Hürde, dass diese jungen Menschen ein Negativ-Attest vom Arbeitsamt brauchten als Nachweis, dass das Arbeitsamt keinen Maßnahmeplatz anzubieten hat.

4. Parallel hatten sich in Berlin die ersten gemeinnützigen Jobbörsen als arbeitsweltbezogene Modellprojekte der Jugendsozialarbeit etabliert, zuerst in Kreuzberg, nach der Wende auch am Prenzlauer Berg. Das Besondere dieses Projektansatzes der Vermittlung in Arbeit war, gegenüber dauerarbeitslosen jungen Menschen den Vorrang der Sozialpädagogik zugunsten einer Geldbeschaffung über Tagelöhnerei zurückzustellen, die Arbeitsbedingungen zu kontrollieren und den jungen Dauerarbeitslosen für mehr Lohnarbeit und Ausbildung weiterführende Perspektiven anzubieten, wenn sie es wollen.  

5. Mit der Einführung von Hartz IV, dem SGB II/XII wurden nicht nur die gemeinnützigen Jobbörsen abgeschafft, es hat sich ein sozialstaatlicher Perspektivwechsel breit gemacht: So hat sich durch die Unterwerfung der Jugendberufshilfe unter den Vorrang des SGB II das Grundverständnis der Jugendberufshilfe in Berlin grundlegend gewandelt und ist das Leistungsangebot der JBH in der JSA in großem Umfang aufgelöst worden. Womit hatte das zu tun?

· Inhaltlich gab es heftigen Streit um den fragwürdigen Umfang des Vorrangs des SGB II gegenüber dem § 13 SGB VIII. Ich habe immer gesagt, beide Gesetze stehen in diesem Punkt zueinander wie „Feuer und Wasser“: 

a) Setzt das SGB II bei jungen Menschen vorhandene Eigenverantwortung voraus, dagegen will die Jugendsozialarbeit die Eigenverantwortung junger Menschen fördern, 

b) will das SGB II die staatliche Alimentierung möglichst schnell durch Vermittlung in Lohnarbeit aufheben, demgegenüber geht es der Jugendhilfe und damit der Jugendsozialarbeit um Förderung der Persönlichkeitsentwicklung und 

c) sanktioniert das SGB II junge Menschen auf verfassungswidrige Weise bis auf Null („Aufforderung zum Klauen“); demgegenüber kennt die Jugendhilfe existenzgefährdendes Sanktionieren nicht. 
In den Gesetzeskommentaren zum § 13 SGB VIII ist zumindest weitgehend unstreitig, dass bei einem besonderen sozialpädagogischen Hilfebedarf Angebote der Jugendsozialarbeit Vorrang behalten (das SGB II ist eben kein sozialpädagogisches Förderungsgesetz für besonders darauf angewiesene junge Menschen). 
Doch wer stellt diesen besonderen Förderbedarf auf Angebote der JSA im Einzelfall fest? 
Wer bewilligt entsprechende Unterstützungsangebote? 
Wer interveniert mit dem jungen Menschen, wenn es nicht bedarfsgerecht entschieden wird?
6. In den letzten 10 Jahren haben sich immerhin einzelne Jugendberatungshäuser mit Erprobungen der Zusammenarbeit Tür an Tür in den Sachgebieten U 25 der Jobcenter, Arbeitsagentur, Jugendamt die Mühe um den Spagat gemacht, wie im Einzelfall die Dominanz der SGB II – Logik für diejenigen jungen Menschen relativiert wird, die besondere sozialpädagogischen Hilfen benötigen. Eine engagierte Arbeit, die um die Widersprüche zwischen SGB II und SGB VIII kreiste, die Reibungsverluste für die betreffenden jungen Menschen zu minimieren und bedarfsgerechte Hilfen zu vermitteln.

7. Und nicht unerwähnt soll der engagierte Versuch des Paritätischen Gesamtverbandes und Norbert Struck vor etwa 5 Jahren sein, mit einer Expertenkommission einen Vorschlag zur gesetzlichen Veränderung des § 13 vorzulegen. Kernaussagen: Diejenigen, die nicht ins SGB II gehören, die dort raussanktioniert werden, sollen als sog. gefährdete junge Menschen einen unbedingten Rechtsanspruch auf sozialpädagogische Hilfen in einem Abs.4 des § 13 erhalten. Die Finanzierung dieses Rechtsanspruchs soll mit einer Quote aus dem Rechtskreis des SGB II finanziell unterstützt werden. Dieses durchdachte Konzept liegt immer noch auf dem Tisch und sollte von der Berliner Politik in den Bundesrat eingebracht werden.

8. Und was ist quantitativ mit den Platzangeboten der JBH in Berlin passiert? 

Die verfügbaren Statistiken zur Berliner JBH der letzten 10 Jahre weisen Zahlen nach zu Trägern, zu standardisierten Angeboten (Standards wie ambulant oder teilstationär, Begleitung und Betreuung, Berufsorientierung, Berufsvorbereitung, Berufsausbildung), aber keine Aussagen zu den jugendhilfespezifischen Indikationen, zu den Hilfebedarfen junger Menschen über den Schulabbruch hinaus, zu den Sanktionsquoten junger Menschen im SGB II und deren Folgen. Quantitativ ist statistisch nachvollziehbar, wie sich die Angebotsstruktur des § 13 verlagert und reduziert hat bzw. auf ausgesprochen geringem Niveau verharrt:

· In der ambulanten sozialpädagogischen Begleitung und Betreuung ist ein niedriges Niveau festzustellen: 2014 wurden mit 114 zu betreuenden Personen nur 39 junge Menschen mehr betreut als 2013, auch wenn die Fachleistungsstunden pro zu betreuender Person sich verdreifacht haben; dabei hat sich im Alter der zu betreuenden Personen sowohl eine Verschiebung von den Über-18-Jährigen zu den 16 – 18 Jährigen ergeben als auch eine deutliche Verlagerung der Fachleistungsstunden weg von § 13 hin zu § 27 SGB VIII. Die Fachleute im Raum können sich die zwei Verschiebungen wahrscheinlich leicht erklären.

· Bei der sozialpädagogisch begleiteten teilstationären Berufsorientierung hat sich in den letzten 10 Jahren die Zahl der angebotenen Plätze leicht erhöht (von 339 auf 382), dafür die Belegung dieser Plätze um 10% reduziert (von 239 auf 230).

· In der teilstationären sozialpädagogischen Berufsvorbereitung das gleiche Bild: die Platzzahlen steigen in 6 Jahren etwas von 266 (2008) auf 344 (2014), die Belegungsquote sinkt von niedrigen 24% auf 16,6%. Berufsvorbereitung wird zwar exklusiv nach § 13 SGB VIII geleistet, aber auf einem niedrigen Niveau von 65 Personen 2013 und davon noch mal weniger mit 55 Personen 2014.

· Und für die sozialpädagogisch begleitete teilstationäre Berufsausbildung gilt der Trend des Abbaus noch deutlicher: 2004 boten 34 Träger 1126 Plätze an, 2014 waren es noch 22 Träger mit halbiertem Angebot von 559 Plätzen; diese Plätze waren 2014 nur noch von 185 jungen Menschen belegt, von diesen hatten 157 eine Indikation nach § 13, 27 eine Indikation nach § 27 Abs.3 SGB VIII (Wenn das kein Kahlschlag ist!)

· Zuletzt noch das magere Ergebnis zum sozialpädagogisch begleiteten Wohnen nach § 13 Abs.3 SGB VIII. Hier haben 2014 fünf Bildungsträger 23 Plätze an acht Standorten angeboten, ergänzt um sechs Plätze nach § 34 als Ergänzung der JBH. Über die Belegung der Plätze schweigt die Statistik.

9. Aktuell sind die Hoffnungsträger die kommenden Jugendberufsagenturen in den Berliner Bezirken. Bei diesem Konstrukt rechtskreisübergreifende Kooperationen zwischen der Agentur, dem Jobcenter und Jugendamt zu organisieren, hat ein offener Brief des BRJ Minima für die Gestaltung dieses Kooperationskonstruktes eingefordert.

Und zwar:

- Eine klare Abgrenzung der Angebote SGB II/III vom SGB VIII (die Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen müsse bei allen Angeboten im Vordergrund stehen, nicht die Integration in Arbeit),
- Für junge Menschen mit einem sozialpädagogischen Förderbedarf sind die Angebote außerhalb der Jugendsozialarbeit keine Alternative,

- die in der Leistungsbeschreibung Jugendberufshilfe beschriebenen Standards dürfen nicht unterschritten werden,

- Alle Kooperationsprojekte müssen unter Federführung des Jugendamtes als sozialpädagogische Fachbehörde durchgeführt werden,

Was bleibt von dieser Geschichte der JBH in Berlin festzuhalten?

1. Erschreckend ist die öffentliche Gleichgültigkeit, zuzuschauen wie denen die Puste ausgeht, die jugendhilfespezifisch als Träger nicht groß genug aufgestellt sind, um bei den Vergabe-Losen mit Dumpingangeboten mithalten zu können.

2. Die Jugendsozialarbeit hat nach wie vor die politische Chance, sich so in Berlin aufzustellen und zu strukturieren, dass junge Menschen, die auf ihre Angebote angewiesen sind, bedarfsgerechte Angebote kleinerer und größerer Träger wahrnehmen können. Weder das Totschlagargument des Vorrangs zum SGB II noch die Kostenfrage stehen im Weg, wenn man die Bedarfslagen vieler marginalisierter jungen Menschen und den entsprechenden gesetzlichen Anspruch des § 13 SGB VIII ernst nimmt.

3. Kommt im ersten Quartal 2016 der Referentenentwurf eines nach den Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention und deren Inklusionsanforderungen entsprechenden SGB VIII, dann muss der § 13 SGB VIII ohnehin in Verknüpfung mit der Eingliederungshilfen des SGB XII neu gedacht werden. Ich finde, das ist eine große Chance auf eine große Lösung auch für die Reanimierung der Jugendberufshilfe des SGB VIII in Berlin. Hier sollte die Senatsverwaltung den Mut haben, abseits einer zu institutionalisierten LAG, die zudem sehr dem Konzept der Jugendberufsagenturen angegliedert ist, einen Runden Tisch mit den engagierten KollegInnen der Jugendberufshilfe, den im Thema engagierten Wohlfahrtsverbänden und Initiativen einzurichten, um ein Berliner Konzept einer inklusiven Jugendberufshilfe im Sinne der betroffenen jungen Menschen und ihrer Lebenslagen – mal ohne Verhartzungen - zu entwickeln.

